Parteien und Bürger: wer folgt wem? by Voessing, Konstantin
              
City, University of London Institutional Repository
Citation: Voessing, Konstantin ORCID: 0000-0002-7269-0317 (2014). Parteien und 
Bürger: wer folgt wem?. Aus Politik und Zeitgeschichte, 64(22-23), 
This is the published version of the paper. 
This version of the publication may differ from the final published 
version. 
Permanent repository link:  http://openaccess.city.ac.uk/21864/
Link to published version: 
Copyright and reuse: City Research Online aims to make research 
outputs of City, University of London available to a wider audience. 
Copyright and Moral Rights remain with the author(s) and/or copyright 
holders. URLs from City Research Online may be freely distributed and 
linked to.








PhD, geb. 1975; wissenschaft-
licher Mitarbeiter im Bereich 
Politikwissenschaft an der Hum-
boldt Universität Berlin; zurzeit 
John F. Kennedy Memorial 
Fellow am Center for European 
Studies, Harvard University. 
konstantin.voessing@ 
hu-berlin.de 
Die politischen Positionen von Parteien und Bürgern entwickeln sich in einer 
Wechselbeziehung. Auf Positionswechsel der 
einen Gruppe folgt 
oft eine vergleichba-
re Reaktion der ande-
ren, zum Beispiel bei 
der Zustimmung zum 
Wohlfahrtsstaat oder 
den Einstellungen zur 
europäischen Integra-
tion. Warum entsteht 
dieser Zusammenhang, 
und wer folgt wem? 
Reagieren Parteien auf 
die Entwicklung der öffentlichen Meinung 
oder beeinflussen Parteien die politischen 
Vorlieben der Bürger? Welche Bedeutung 
hat die Richtung der Wechselbeziehung 
zwischen Parteien und Bürgern für die poli-
tische Repräsentation und die Qualität von 
 Demokratie? 
Zwei Sichtweisen
In der Politikwissenschaft werden zwei entge-
gengesetzte Ansichten über die Wechselbezie-
hung zwischen Parteien und Wählern gleicher-
maßen vertreten. Die erste Sichtweise betont, 
dass Parteien den thematischen Präferenzen 
der Wähler folgen. Die Begründung ist klar: 
Parteien haben ein ausgeprägtes Interesse da-
ran, Wahlen zu gewinnen, und deswegen ist es 
nur rational, dass sie ihr politisches Angebot an 
der Bürgernachfrage ausrichten. Im Zeitverlauf 
entsteht die Wechselbeziehung zwischen poli-
tischen Parteien und Wählern somit aus der 
permanenten Reaktion von Parteien auf eine 
sich verändernde öffentliche  Meinung. ❙1
Die zweite Sichtweise geht hingegen davon 
aus, dass die Wechselbeziehung zwischen Par-
teien und Bürgern entsteht, weil Parteien die 
Vorlieben der Bürger definieren, formen und 
verändern. Dies geschieht durch zwei ver-
schiedene Mechanismen, die bewirken, dass 
Bürger den Positionen der Parteien folgen. Der 
erste Mechanismus unterstellt, dass der politi-
sche Diskurs von Eliten – Parteien, aber auch 
Massenmedien, Verbände und Experten – die 
notwendigen Bezugspunkte für die politi-
schen Vorlieben der Bevölkerung etabliert: 
Politische Eliten schaffen das Koordinaten-
system, in dem sich die politische Auseinan-
dersetzung abspielt. Bürger können demzu-
folge nur solche Positionen vertreten, die auch 
von nennenswerten Teilen der politischen Eli-
te angeboten werden. ❙2 
Darüber hinaus gibt es einen zweiten Me-
chanismus, durch den die politische An-
gebotsseite die Nachfrage der Bürger be-
einflusst. Parteien, andere Eliten und die 
Massenmedien verschieben die Positionen 
der Bürger innerhalb des bestehenden Koor-
dinatensystems durch vielfältige Formen der 
Einflussnahme. Manchmal verrichten Partei-
en echte Überzeugungsarbeit und verwenden 
gezielt effektive rhetorische Strategien. Wenn 
Überzeugung gelingt, ist Eliteneinfluss be-
sonders wirkungsvoll und führt zu einem 
tatsächlichen, möglicherweise langfristigen 
Meinungswandel, der nicht einfach umge-
kehrt werden kann. ❙3 
In den meisten Fällen findet Einflussnahme 
unterschwelliger statt, dann allerdings auch 
mit weniger tief greifender Wirkung. Die re-
lative Häufigkeit, mit der bestimmte Positi-
onen im politischen Diskurs erwähnt wer-
den, ist die am weitesten verbreitete Form der 
Beeinflussung. Wenn Bürger zum Beispiel 
in den Massenmedien öfter hören und lesen, 
dass die Einführung eines Mindestlohns ab-
zulehnen ist, und seltener, dass er eingeführt 
werden soll, dann steigt die Wahrscheinlich-
❙1  Vgl. James Stimson/Michael Mackuen/Robert 
Erikson, Dynamic Representation, in: American Po-
litical Science Review, 89 (1995) 3, S. 543–565. Dieser 
Beitrag betont statt zeitversetzten Reaktionen eher 
die Antizipation von Wählerpräferenzen durch die 
Parteien.
❙2  Vgl. John Zaller, The Nature and Origins of Mass 
Opinion, New York 1992.
❙3  Für eine Definition des Forschungsfeldes vgl. Di-
ana Mutz/Paul Sniderman/Richard Brody (Hrsg.), 
Political Persuasion and Attitude Change, Ann Ar-
bor 1996. 
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keit, dass sie sich gegen die Einführung eines 
Mindestlohns aussprechen. ❙4 
Politische Eliten können ein Thema auch 
in unterschiedliche Zusammenhänge einbet-
ten und dadurch Einfluss auf die öffentliche 
Meinung ausüben, ohne ausdrücklich eine 
bestimmte Position zu vertreten. So muss ein 
Politiker sich nicht gegen die europäische In-
tegration aussprechen, um zu veranlassen, 
dass jemand eine kritischere Haltung zu dem 
Thema einnimmt. Es reicht aus, auf die Ri-
siken statt auf die Chancen der Integration 
hinzuweisen. ❙5
Zwei Beispiele
Für beide Sichtweisen über die Wechselbezie-
hung zwischen Bürgern und Parteien lassen 
sich Belege finden. Ich diskutiere nun anhand 
von zwei unterschiedlichen Themen, wann 
die politische Realität in Deutschland mit ei-
ner der beiden theoretischen Erwartungen – 
„Bürger folgen Parteien“ oder „Parteien fol-
gen Bürgern“ – übereinstimmt. Abbildung 1 
zeigt die Positionen von Parteien und Bürgern 
zum Wohlfahrtsstaat. Hier geht es um den 
Konflikt zwischen Forderungen nach dem 
Erhalt oder Ausbau von Sozialleistungen und 
Gegenforderungen nach der Kürzung von So-
zialleistungen. Die Grafik stellt dar, wie sich 
der Anteil der „pro Wohlfahrtstaat“-Positi-
on bei den Parteien und in der Bevölkerung 
zwischen 1984 und 2013 verändert hat. Ab-
bildung 2 zeigt die Entwicklung der Zustim-
mung von Parteien und Bürgern zur europä-
ischen Integration zwischen 1972 und 2013. ❙6
❙4  Für eine der ersten Studien zum priming in der 
Politik siehe Shanto Iyengar/Mark Peters/Donald 
Kinder, Experimental Demonstrations of the ‚Not-
So-Minimal‘ Consequences of Television News Pro-
grams, in: American Political Science Review, 76 
(1982) 4, S. 848–858.
❙5  Vgl. für eine Darstellung der Forschung zum fra-
ming Dennis Chong/James Druckman, Framing 
Theory, in: Annual Review of Political Science, 10 
(2007), S. 103–126.
❙6  Zum Bestimmen der durchschnittlichen Partei-
position verwende ich die Daten der Manifesto-
Gruppe (Andrea Volkens et al., The Manifesto Data 
Collection, Berlin 2013), die den Anteil von ver-
schiedenen thematischen Aussagen einer Partei am 
Gesamtumfang ihres Wahlprogramms messen. Den 
Durchschnittswert „pro Forderung X“ habe ich aus 
den Differenzen zwischen der relativen Häufigkeit 
von Pro- und Contra-Aussagen der Parteien zum je-
Am deutlichsten sind die Zusammenhänge 
zwischen den Präferenzen von Parteien und 
Bürgern bei der Auseinandersetzung um den 
Wohlfahrtsstaat. Die in Abbildung 1 darge-
stellte Entwicklung der öffentlichen Meinung 
und der Parteipositionen ist abhängig vom 
betrachteten Zeitraum mit beiden möglichen 
Erklärungen für die Wechselbeziehung zwi-
schen Parteien und Wählern vereinbar. Zwi-
schen 1987 und 2002 folgt die Entwicklung 
der Wähler den Parteien. Die durchschnitt-
liche Zustimmung der Parteien zum Wohl-
fahrtsstaat geht zuerst deutlich zurück. Auf 
jedes Jahr, in dem die Parteipositionen sich 
nach unten bewegen, folgt im Anschluss je-
weils die gleiche Entwicklung bei den Wähler-
präferenzen. Nach 2002 gibt es wieder ein kla-
res Muster einer Wechselbeziehung, aber jetzt 
scheinen die Parteien den Bürgern zu folgen. 
Die Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat steigt 
in der Bevölkerung von 2004 bis 2010 deutlich 
an und erst danach bei den Parteien.
Bei den Präferenzen zur europäischen Inte-
gration (Abbildung 2) gibt es Belege für Wech-
selbeziehungen, aber auch für das Auseinan-
derklaffen und die zeitgleiche Veränderung 
der Positionen von Parteien und Bürgern. Auf 
einen Anstieg und Abstieg in der Zustim-
mung der Parteien zur Europäischen Uni-
on zwischen 1972 und 1983 folgt zeitversetzt 
von 1977 bis 1984 eine entsprechende Ent-
wicklung in der Wahlbevölkerung. Das glei-
che Muster lässt sich einige Jahre später wie-
der beobachten: die Zustimmung der Parteien 
zur EU steigt und stabilisiert sich auf dem hö-
heren Niveau zwischen 1994 und 2002, wäh-
rend eine deckungsgleiche Entwicklung bei 
den Bürgern im Anschluss daran von 1998 bis 
weiligen Thema berechnet. Ich berücksichtige alle 
im Anschluss an die jeweilige Wahl im Bundestag 
vertretene Parteien und gewichte ihren Anteil am 
Durchschnittswert nach dem Stimmenanteil. Bür-
ger-Präferenzen werden für alle Wahlberechtig-
ten berechnet, mit Daten des Allbus (GESIS, All-
bus 1980–2010, Köln 2012; dies., Allbus 2012, Köln 
2013) und des Politbarometers (Forschungsgruppe 
Wahlen, Politbarometer 1977–2011, Köln 2013; Mat-
thias Jung et al., Politbarometer 2012, Mannheim 
2014). „Pro Wohlfahrtsstaat“ (Allbus) zeigt den An-
teil der antwortenden Befragten, die sich für den 
Erhalt beziehungsweise die Ausweitung von Sozi-
alleistungen aussprechen. „Pro EU“ (Politbarome-
ter) zeigt die Differenz zwischen dem Anteil der Be-
fragten, die in der EU-Mitgliedschaft Deutschlands 
„eher Vorteile“, und dem Anteil der Befragten, die 
„eher Nachteile“ sehen. 
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Anmerkungen: Die Parteien-Werte (Skala links) beziehen sich auf die relative Häufigkeit der positiven Nen-
nungen von Wohlfahrtsstaatlichkeit und Sozialleistungen im Vergleich zu den negativen Nennungen in den 
Wahlprogrammen der im Bundestag vertretenen Parteien. Die Bevölkerungs-Werte (Skala rechts) zeigen den 
prozentualen Anteil der Unterstützer von Wohlfahrtsstaatlichkeit in der deutschen Wahlbevölkerung. Siehe 
Text und Anmerkung 6 für weitere Informationen zu den Daten und zur Berechnung.
































































Anmerkungen: Die Parteien-Werte (Skala links) beziehen sich auf die relative Häufigkeit der positiven Nen-
nungen von europäischer Integration im Vergleich zu den negativen Nennungen in den Wahlprogrammen der 
im Bundestag vertretenen Parteien. Die Bevölkerungs-Werte (Skala rechts) zeigen die Differenz zwischen den 
jeweiligen Anteilen von Unterstützung und Ablehnung der EU in der deutschen Wahlbevölkerung. Siehe Text 
und Anmerkung 6 für weitere Informationen zu den Daten und zur Berechnung.
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2002 stattfindet. In beiden Fällen stimmen die 
Daten mit der Erwartung überein, dass die 
Bürger den Positionen der Parteien folgen. 
Für den Zeitraum von 1987 bis 1997 ergibt 
sich hingegen eher eine Kluft zwischen Wäh-
lern und Parteien als eine Wechselbeziehung. 
Die deutliche Werbung der Parteien für pro-
europäische Positionen 1987 und die anschlie-
ßende Stabilisierung auf einem mittleren 
Niveau gehen nicht einher mit einer entspre-
chenden Anpassung der Wählerpräferenzen, 
die sich ab 1989 auf den niedrigsten Wert im 
Jahr 1997 hinbewegen. Der Zeitraum von 
2002 bis 2013 illustriert ein Szenario, das es 
beim Konflikt um den Wohlfahrtsstaat nicht 
gibt: ein Zusammenhang zwischen öffentli-
cher Meinung und Parteienpositionen scheint 
zu existieren, aber nicht unbedingt in Form 
einer Wechselbeziehung, da sich die Präferen-
zen beider Gruppen gleichzeitig in Richtung 
geringere EU-Zustimmung  entwickeln.
Wer hat recht?
Um eindeutig zu klären, ob Parteien den Bür-
gern folgen oder eher Bürger den  Parteien, 
müsste es gelingen, weitgehend zweifelsfrei 
einen kausalen Zusammenhang, in die eine 
oder andere Richtung, zwischen der Ent-
wicklung von Parteipositionen und Wäh-
lervorlieben zu etablieren. Das ist mit der 
Beschreibung von durchschnittlichen Prä-
ferenzen im Zeitverlauf, und auch mit ande-
ren Methoden, immer nur annäherungsweise 
möglich. Bei der hier vorgenommenen Be-
trachtung von zeitversetzten Übereinstim-
mungen in der Entwicklung von Parteiposi-
tionen und Wählerpräferenzen ist besonders 
zu berücksichtigen, dass gerade der Einfluss 
von Bürgern auf die Parteien auch durch An-
tizipation stattfinden kann. Parteien erwar-
ten möglicherweise bestimmte Reaktionen 
und passen ihre eigenen Positionen an, be-
vor sich die Präferenzen der Bürger verändert 
 haben. 
Trotz dieser Einschränkungen erlauben 
sowohl die thematischen Beispiele als auch 
die bestehende Forschung einige vorsichti-
ge Schlussfolgerungen über die Richtung der 
Kausalität zwischen den Präferenzen von 
Bürgern und Parteien. Zunächst ganz grund-
sätzlich: keine der zwei Sichtweisen hat un-
eingeschränkt recht oder unrecht. Jede der 
beiden Theorien – „Parteien folgen Bürgern“ 
und „Bürger folgen Parteien“ – ermöglicht 
unter bestimmten Umständen eine plausible-
re und zutreffendere Erklärung der beobach-
teten Entwicklungen. Die entscheidende Fra-
ge ist, was genau diese Umstände sind, unter 
denen entweder der Einfluss von Parteien auf 
Bürger oder die Repräsentation der Wähler-
präferenzen durch die Parteien wahrschein-
licher wird. 
Erstens kann eine direkte kausale Bezie-
hung zwischen den Positionen von Parteien 
und Bürgern ganz grundsätzlich nur dann 
bestehen, wenn es keinen zusätzlichen dritten 
Faktor gibt, der die Einstellungen der beiden 
Gruppen verursacht. Dies ist insbesondere 
dann naheliegend, wenn sich die Präferenzen 
von Parteien und Bürgern im Gleichschritt 
ohne zeitliche Verzögerung verändern, wie 
etwa bei der Entwicklung der Einstellungen 
zur europäischen Integration zwischen 2002 
und 2013. Hier wäre es zum Beispiel möglich, 
dass die Zustimmungswerte zur EU bei den 
Parteien und in der Bevölkerung unabhängig 
voneinander zurückgegangen sind, jeweils 
als eigenständige Reaktion auf die Verlet-
zungen des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
die globale Finanzkrise und schließlich die 
 Eurokrise. 
Zweitens hängt die Richtung des kausa-
len Zusammenhangs zwischen den Positio-
nen von Bürgern und Parteien von den be-
sonderen Eigenschaften eines Themas ab. 
Die Europapolitik gilt in der Politikwis-
senschaft bis zum Ende der 1980er Jahre als 
ein Thema, bei dem die Parteien eher weni-
ger auf die Präferenzen der Bevölkerung re-
agieren, während auch die Bürger nur gerin-
ges Interesse daran haben, unterschiedliche 
Vorlieben zu politisieren. Die erfolgreiche 
Mobili sierung von Anti-EU-Stimmungen in 
mehreren Referenden, der politische Kon-
flikt über die Eurokrise und die wachsen-
de Unterstützung für eurokritische Parteien 
in den vergangenen Jahren zeigen allerdings 
deutlich, dass die Europapolitik spätestens 
seit Beginn der 1990er Jahre in der politi-
schen Auseinandersetzung angekommen ist. 
Wenn wir die Entwicklung der EU-Unter-
stützung zwischen 2002 und 2013 nicht als 
eine gleichzeitige Reaktion von Parteien und 
Bürgern auf sich verändernde äußere Um-
stände deuten, dann könnte der Rückgang 
der Zustimmung zur EU auch als Reaktion 
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der Parteien auf Wählerpräferenzen verstan-
den werden, möglicherweise in Antizipation 
prognostizierter Veränderungen.
Drittens sind grundsätzlich die Bedeutung 
eines Themas für die Wahlentscheidung, die 
Intensität des bestehenden Konflikts und die 
Nachvollziehbarkeit der unterschiedlichen 
Positionen entscheidend für die effektive Re-
präsentation der Bürgernachfrage durch die 
Parteien. Je mehr den Wählern ein bestimm-
tes Thema am Herzen liegt, je entgegenge-
setzter die Positionen sind, und je einfacher 
es ist, zu dem Thema eine Meinung zu ent-
wickeln, umso wahrscheinlicher ist es, dass 
Wähler ausgeprägte Vorlieben entwickeln, 
auf die Parteien entsprechend reagieren. 
Viertens schaffen verschiedene Kommuni-
kationssituationen unterschiedlich geeignete 
Bedingungen für die effektive Einflussnahme 
von Parteien auf die Vorlieben der Wähler. 
Eine vielfältige Forschung in der politischen 
Psychologie, der Sozialpsychologie und der 
Kommunikationswissenschaft beschäftigt 
sich mit den Umständen, unter denen echter 
Meinungswandel oder zumindest die Verän-
derung von zum Ausdruck gebrachten Vor-
lieben wahrscheinlicher wird: zum Beispiel, 
wenn Kandidaten von Bürgern als glaubwür-
dig und fachkundig wahrgenommen werden, 
wenn eine positive emotionale Identifikati-
on mit der betreffenden Partei besteht oder 
wenn Politiker plausible und glaubhafte Be-
gründungen für ihre Positionen verwenden. 
Fünftens hängt die Richtung der Kausalität 
in der Wechselbeziehung zwischen den Vor-
lieben von Wählern und Parteien besonders 
stark von den grundlegenden politisch-psy-
chologischen Eigenschaften der Bürger ab. An 
erster Stelle steht dabei die politische Bildung. 
Grundsätzlich steigert größeres politisches 
Wissen die Wahrscheinlichkeit, dass Bür-
ger ihre politischen Vorlieben zum Ausdruck 
bringen und dabei von Parteien gehört wer-
den, während es gleichzeitig unwahrscheinli-
cher wird, dass sich politisch kenntnisreiche 
Bürger von Parteien einfach überzeugen las-
sen. Auf der Seite der Parteien hat zunehmen-
des Wissen über die Eigenschaften der Wähler 
interessanterweise die entgegengesetzte Wir-
kung. So führt mehr Wissen durch die Ex-
plosion der Verfügbarkeit von Daten über die 
Vorlieben und Verhaltensweisen von Wählern 
zumindest in einigen Ländern dazu, dass Par-
teien diese Informationen nutzen, um zielge-
richteter auf die Vorlieben der Wähler zu re-
agieren oder zukünftige Entwicklungen der 
Wählerpräfenzen besser zu antizipieren. 
Und die Demokratie?
Klar ist: Eine permanente Abbildung von 
sich verändernden Wählerpräfenzen durch 
die Parteien als idealtypische Variante reprä-
sentativer Demokratie existiert in der poli-
tischen Realität nicht, trotz der Verfügbar-
keit von immer mehr Informationen über die 
Vorlieben der Wähler. Dazu gibt es zu vie-
le Belege für den Einfluss, den Parteien und 
andere politische Eliten auf die öffentliche 
Meinung ausüben. Permanente Repräsentati-
on in Rein form sollte auch niemand erwar-
ten, denn politische Eliten in modernen De-
mokratien übernehmen nicht nur die Pflicht, 
Wähler durch ihr Amt zu repräsentieren, 
sondern darüber hinaus auch die Verantwor-
tung, den politischen Diskurs zu strukturie-
ren und um möglichst qualitativ hochwertige 
Angebote zu bereichern. 
Das Konzept der deliberativen Demokra-
tie betont die Wichtigkeit von offener politi-
scher Beratung und Auseinandersetzung im 
Vorfeld politischer Entscheidungen wie zum 
Beispiel dem Wahlakt. ❙7 Effektive Delibera-
tion kann nicht auf die inhaltlichen Beiträge 
und Versuche der Einflussnahme von Partei-
en verzichten. Im Gegenteil, Parteien sollten 
eher mehr als weniger und mit möglichst ho-
her Qualität versuchen, den politischen Dis-
kurs zu beeinflussen, um zu deliberativer De-
mokratie beizutragen. Darüber hinaus ist die 
deliberative Qualität der Veranstaltungen 
und Sitzungen, die Parteien den Bürgern und 
ihren eigenen Mitgliedern zur politischen Be-
ratung anbieten, sicherlich ausbaufähig. Bei 
der Umsetzung von Verbesserungen bietet 
die Idee der idealen Sprechsituation – Offen-
heit und Herrschaftsfreiheit der politischen 
Kommunikation sowie Chancengleichheit 
im Zugang – immer noch einen guten Orien-
tierungsrahmen. ❙8
❙7  Vgl. John Gastil, By Popular Demand: Revitaliz-
ing Representative Democracy Through Deliberative 
Elections, Los Angeles 2000.
❙8  Das Konzept der idealen Sprechsituation geht zu-
rück auf Jürgen Habermas, Theorie des kommunika-
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DAS WILL ICH LESEN!
Auf der Nachfrageseite sind das individu-
elle politische Wissen und die Fähigkeit, kri-
tische Urteile über politische Sachverhalte 
zu fällen, die entscheidenden Voraussetzun-
gen für bessere politische Deliberation. Dazu 
kann die politische Bildungsarbeit beitra-
gen, aber auch die Schaffung von effektiveren 
Mitwirkungs- und Eingreifmöglichkeiten, 
unter anderem durch die Parteien. Um auf 
diese Weise eine nachhaltige Verbesserung 
der deliberativen Qualität von Demokra-
tie zu erreichen, bedarf es einer tief greifen-
den Anpassung der Organisationskultur von 
Parteien, die über das vereinzelte Ausprobie-
ren von neuen Veranstaltungsformen und die 
Nutzung von virtuellen sozialen Netzwerken 
hinausgeht. 
Einem solchen Anpassungsprozess steht 
allerdings das gängige Organisationsprinzip 
von Parteien im Wege. Das Ziel eines barri-
erefreien demokratischen Diskurses ist nicht 
leicht zu vereinbaren mit einer Organisati-
onsform, die auf hierarchische Strukturen 
und bürokratische Entscheidungsprozesse 
angelegt ist. Darüber hinaus weiß die Poli-
tikwissenschaft schon seit der Untersuchung 
der parteiinternen Demokratie durch Robert 
Michels 1911, dass die Oligarchisierung von 
Parteien zu einer Unterdrückung kontrover-
ser und anspruchsvoller politischer Ausein-
andersetzung führen kann. ❙9 Parteien stehen 
also vor der schwierigen Herausforderung, 
sich selbst und ihre Organisationsprinzipi-
en teilweise zu überwinden, um bessere poli-
tische Deliberation und damit eine Vitalisie-
rung von Demokratie zu ermöglichen. 
❙9  Vgl. Robert Michels, Zur Soziologie des Partei-
wesens in der modernen Demokratie: Untersuchun-
gen über die oligarchischen Tendenzen des Gruppen-
lebens, Leipzig 1911.
